
 

 

 

Beschlussantrag 

 
 

betreffend  Mutterschaftsentschädigung trotz Teilnahme an Parlaments-
sitzungen  

 
eingereicht von:  Markus Steiner (SP), Maria Sorgo (SP), Nora Ernst (GLP), Sarah Casutt 

(Grüne/AL), Barbara Huizinga (EVP),  
 
am: 23. Januar 2023 
 
Anzahl Unterstützende: 27 Geschäftsnummer: 2023.11 
 

 
 

Antrag 
 
Das Stadtparlament ändert, gestützt auf Art. 28 Abs. 4 Organisationsverordnung Stadtparla-
ment (OV Parl, 16.05.2022) folgende Verordnung: 
 
Reglement über die Entschädigung an Behördenmitglieder (SRS 1.1-5) 
 
Unter 2 Besondere Bestimmungen: 
Neuer Art. 10a Entschädigung für wegfallende Mutterschaftsentschädigung 
 
1 Mitglieder des Stadtparlaments haben, falls sie wegen der Teilnahme am Parlamentsbe-
trieb den Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung nach Bundesrecht vorzeitig verlieren, 
Anspruch auf eine zum Sitzungsgeld zusätzliche Entschädigung. 
2 Die Höhe und die Dauer dieser Entschädigung richten sich nach dem Bundesgesetz über 
den Erwerbsersatz (Erwerbsersatzgesetz, EOG; SR 834.1) und entsprechen maximal dem 
vom Kanton zurückgeforderten bzw. nicht mehr ausbezahlten Betrag.  
3 Der Entschädigungsanspruch entfällt spätestens im Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Er-
werbstätigkeit ausserhalb des Parlamentsbetriebs. 
4 Ansprüche für Entschädigungen gemäss diesem Artikel sind bei der Parlamentsleitung in-
nert eines halben Jahres seit Mitteilung durch die kantonalen Behörden einzureichen. 
5 Dabei sind dem Parlamentsdienst zu Handen der Parlamentsleitung schriftlich einzu-
reichen: 
a. Die Höhe der vom Kanton zurückverlangten oder vorzeitig nicht mehr ausbezahlten Mut-
terschaftsentschädigung, 
b. die Dauer der weggefallenen Entschädigung, 
c. eine Bestätigung der Arbeitgeberin oder des Arbeitsgebers, wonach die Arbeitstätigkeit bis 
zum Ende der Dauer gem. lit. b. nicht wiederaufgenommen wurde. 
6 Nach der Prüfung des Entschädigungsanspruchs durch die Parlamentsleitung wird eine all-
fällige Entschädigung mit der nächstmöglichen Abrechnung durch den Parlamentsdienst 
ausgezahlt. 
 
 

Begründung 
 
Im Jahr 2019 nahm eine Nationalrätin gegen Ende ihres Mutterschaftsurlaubs an einer Kom-
missionssitzung teil. Daraufhin wurde ihr von der Ausgleichskasse des Kantons Bern die 



Mutterschaftsentschädigung gestrichen. Die betroffene Parlamentarierin wehrte sich dage-
gen bis vor Bundesgericht. Dieses stützte in einem Urteil den Entscheid der Ausgleichs-
kasse. Dabei argumentiert das Bundesgericht, dass es sich bei der Ausübung eines Parla-
mentsmandates um eine Arbeitsleistung handle, die entsprechend entschädigt werde. Konk-
ret bedeutet dies, dass ab dem Zeitpunkt, an dem die Parlamentsarbeit wieder aufgenom-
men wird, der Lohnersatz nicht mehr ausbezahlt wird. Auch nicht für jene Tätigkeit, die die 
Politikerin neben dem parlamentarischen Amt ausübt.  
 
Nach diesem Urteil besteht auch für Parlamentarierinnen im Stadtparlament das Risiko, dass 
sie im Falle der Ausübung ihrer politischen Rechte und Pflichten während eines Mutter-
schaftsurlaubs den Anspruch auf die Erwerbsersatzentschädigung verlieren.  
 
Aktuell gibt es verschiedene politische Vorstösse, die diesen Missstand beheben wollen. Ob 
und wann dies geschieht, ist aber noch offen.  
 
Für die Unterzeichnenden ist klar: Die Teilnahme an Parlamentssitzungen ist die Erfüllung 
eines demokratischen Auftrages und ein politisches Recht. Das Risiko, damit den gesamten 
Anspruch auf Mutterschaftsurlaub zu verlieren, darf nicht auf die betroffenen Politikerinnen 
abgewälzt werden.  
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einge- 
sehen: 

                    Unterstützende (X): einge- 
sehen: 

                   Unterstützende (X): 

√ S. Gfeller (SP) X √ Ph. Angele (SVP)  

√ Th. Gschwind (SP) X √ G. Gisler-Burri (SVP)  

√ M. Gnesa (SP) X √ M. Gross (SVP)  

√ B. Helbling-Wehrli (SP) X √ St. Gubler (SVP)  

-- L. Jacot-Descombes (SP)  √ Ch. Hartmann (SVP)  

√ R. Kappeler (SP) X √ W. Isler (SVP)  

√ R. Keller (SP) X √ D. Oswald (SVP)  

√ F. Künzler (SP) X √ M. Wegelin (SVP)  

√ L. Merz (SP) X √ Th. Wolf (SVP)  

√ M. Sorgo (SP)     

-- O. Staub (SP)  √ U. Bänziger (FDP)  

√ M. Steiner (SP)  -- J. Fehr (FDP)  

√ G. Stritt (SP) X √ F. Helg (FDP)  

√ Ph. Weber (SP) X √ R. Heuberger (FDP)  

√ B. Zäch (SP) X √ U. Hofer (FDP)  

   √ Ch. Maier (FDP)  

√ M. Blum (Grüne) X -- R. Perroulaz (FDP)  

√ A. Büeler (Grüne) X √ G. Porlezza (FDP)  

√ R. Diener (Grüne) X √ R. Tobler (FDP)  

√ R. Dürr (Grüne) X    

-- K. Frei Glowatz (Grüne)  √ N. Ernst (GLP)  

√ Ch. Griesser (Grüne) X √ U. Glättli (GLP) X 

√ F. Vogel (Grüne) X √ N. Holderegger (GLP) X 

-- N. Wenger (Grüne)  √ S. Kocher (GLP) X 

√ S. Casutt (AL)  √ M. Nater (GLP) X 

√ R. Hugentobler (AL) X √ A. Steiner (GLP) X 

   √ L. Studer (GLP) X 

√ M. Bänninger (EVP) X -- M. Zehnder (GLP)  

√ B. Huizinga (EVP)     

√ F. Kramer-Schwob (EVP) X √ A. Geering (Die Mitte)  

√ D. Roth-Nater (EVP) X √ I. Kuster (Die Mitte)  

   √ K. Vogel (Die Mitte)  

   √ A. Zuraikat (Die Mitte)  

   √ S. Gonçalves (EDU)  

 
02.11.2022 


